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Verpfändung der Ansprüche 

Insolvenzsicherung 

 

 

Pensionszusagen – Allgemeine Grundlagen  

1. Dauerschuldverhältnis und ungewisse Verbindlichkeit 
 
Unmittelbare Pensionszusagen sind im juristischen Sinne dem Bereich der Dauerschuldverhält-
nisse zuzuordnen. Unternehmen, die über bestehende Versorgungszusagen verfügen, müssen sich 
unter Berücksichtigung der vorliegenden Erkenntnisse zur Entwicklung der Lebenserwartung mit der 
Aufgabe beschäftigen, dass die aus der unmittelbaren Pensionszusage resultierende Pensionsver-
pflichtung ein Unternehmen durchaus über einen Zeitraum von fünf Jahrzehnten begleiten kann. 
Dieser Aspekt darf insbesondere bei den betriebswirtschaftlichen Überlegungen zur Finanzierung der 
übernommenen Versorgungsverpflichtung nicht außer Acht gelassen werden.  
 
Der tatsächliche Belastungsumfang, der sich aus einer betrieblichen Versorgungsverpflichtung ins-
gesamt ergeben wird, unterliegt immer einer Ungewissheit. Sie ergibt sich aus der nicht zu vorher-
sagenden Realisierung der dem Versorgungsversprechen zugrunde liegenden biologischen Ereig-
nisse. Dies gilt sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach: So kann während der Zeit des Fortbe-
standes der Versorgungszusage definitiv nicht bestimmt werden, ob und zu welchem Zeitpunkt und 
über welchen Zeitraum eine Versorgungsleistung zu erbringen sein wird. Demzufolge sind Altersvor-
sorgeverbindlichkeiten grundsätzlich als Rückstellungen für ungewisse Verpflichtungen zu er-
fassen (§ 249 Abs. 1 Satz 1 HGB).  
 
2. Unmittelbare Durchführung 
 
Die unmittelbare Pensionszusage bildet die Urform der betrieblichen Pensionsverpflichtung. 
Dabei wird zwischen dem Unternehmen (Versorgungsträger) und dem Arbeitnehmer/Nicht-Arbeit-
nehmer (Versorgungsberechtigten) ein unmittelbares Versorgungsverhältnis begründet, das die un-
mittelbare Erbringung der zugesagten Versorgungsleistungen direkt durch den Versorgungsträger 
zum Inhalt hat. 
 
Das Versorgungsverhältnis umfasst ausschließlich die Vertragsebene zwischen dem Arbeitgeber 
als Versorgungsträger und dem Arbeitnehmer/Nicht-Arbeitnehmer als Versorgungsberechtigten. Dies 
gilt sowohl für das Verpflichtungs- als auch für das Erfüllungsgeschäft.  
 
Im Gegensatz zur mittelbaren Durchführung erbringt das Unternehmen hierbei keine Zuwen-
dungen an einen Dritten, nach denen sich dann die Höhe der Versorgungsleistungen richtet. Der 
Rechtsanspruch des Versorgungsberechtigten richtet sich bei einer unmittelbaren Versorgungszu-
sage immer unmittelbar gegen den Arbeitgeber als Versorgungsträger. Er bestimmt sich ausschließ-
lich anhand der vertraglichen Regelungen zur Versorgungsvereinbarung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Arbeitgeber = 
direkter Träger der Versorgung 

Arbeitnehmer = 
Versorgungsberechtigter 

 

 

 

 

 

 

 

 

Versorgungsverhältnis 

Pe
ns

io
ns

zu
sa

ge
 

un
m

itt
el

ba
re

r 
Re

ch
ts

an
sp

ru
ch

 

Arbeitgeber = 
direkter Träger der Versorgung 

Versicherung/Kapitalanlagen = 
Finanzierungsmaßnahme des 

Arbeitgebers 
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Es ist jedoch möglich, dass das Trägerunternehmen Maßnahmen zur Rückdeckung der eingegange-
nen Versorgungsrisiken ergreift (z. B. Risiko-, Renten- oder Lebensversicherungen oder alternative 
Formen der Kapitalanlage). Ziel ist bei Eintritt eines Versorgungsfalles die Versorgungsleistungen aus 
den dann vorhandenen Versicherungsleistungen oder dem aufgebauten Versorgungskapital erbrin-
gen zu können (Finanzierungsverhältnis).  
 
Die Bedingungen der Rückdeckungsmaßnahmen wirken dabei jedoch nur auf der Vertragsebene zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem jeweiligen Vertragspartner (z. B. Versicherungsgesellschaft, Bank 
oder Kapitalanlagegesellschaft). Der Versorgungsberechtigte selbst hat keinen Anspruch auf die Ver-
sicherungsleistungen. Gegebenenfalls werden die Rechte und Ansprüche aus den Finanzierungsmaß-
nahmen an den Versorgungsberechtigten verpfändet. Damit verbunden ist allerdings nur eine Siche-
rungsabrede zugunsten des Versorgungsberechtigten.  


